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Zwischen den Stühlen ist es unbequem.
Deswegen ist auch dieses Buch unbequem,
das einen neuen Weg zwischen dem neoli-
beralen und dem – nennen wir es, um im
Sprachbild zu bleiben – paläosozialen Mo-
dell der Wirtschafts- und Sozialpolitik zu
finden versucht. Das Buch kommt vom
marktliberalen Flügel der Sozialdemokra-
tie, aus dem Umfeld des Managerkreises
der Friedrich-Ebert-Stiftung, dessen lang-
jähriger Sprecher der Herausgeber Ulrich
Pfeiffer war. Es vereint 14 Beiträge von
Autoren, von denen viele diesem Spek-
trum zuzuordnen sind, zu Politikfeldern,
die von der Sozial- und Arbeitsmarkt-
politik über die Fiskal- und Gesundheits-
politik bis zum Wohnungsbau reichen.
Diese Rezension kann und wird sich nicht
allen Beiträgen widmen, sondern versu-
chen, den Gesamtentwurf zu würdigen
und dabei allerdings punktuell in die Tiefe
gehen.

Gibt es zuviel
»Herumverteilerei«?

Die neosozialen Autoren sehen die Zu-
kunft Deutschlands düster. Der (Paläo-)
Sozialstaat ist überfordert. Es gibt zuviel
»Herumverteilung« (eine bezeichnende
Wortschöpfung der unbequemen Art, die
einerseits Umverteilung diskreditiert, an-
dererseits die Vernachlässigung produkti-
ver Lösungen abmahnt). Ausweg biete nur
eine neosoziale Politik, die mehr Effizienz,
vor allem durch mehr Wettbewerb, errei-
chen soll. Dabei unterstreicht der Heraus-
geber angesichts der jüngsten Krise, dass
man den Märkten nicht blind vertrauen
dürfe, sondern staatliche Regulierung not-
wendig sei. Allerdings wird man den Ein-
druck nicht ganz los, dass er sich noch
schwer tut, den neuen Platz zu finden zwi-

schen dem seit der Krise wackeligen Stuhl
der Marktgläubigkeit und dem schon seit
langem als nicht tragfähig geschmähten
Stuhl des keynesianischen Wohlfahrts-
staates. Die neue neosoziale Mitte setzt al-
so auf mehr Markt, wenn auch einen bes-
ser regulierten. Bezeichnenderweise bleibt
dabei weitgehend offen, wie – wenn im-
mer mehr öffentliche Leistungen wie Stra-
ßennutzung oder Bildung zu Quasimarkt-
preisen verkauft werden sollen – die relati-
ve Verarmung der weniger kaufkräftigen
Schichten zu bekämpfen wäre.

Dabei ist den Autoren in vielen Punk-
ten zuzustimmen: Mehr Wohlstand für alle
ist nur durch mehr Produktivität (Effi-
zienz) und Beschäftigung, also Wachstum,
zu erreichen. Gesellschaftlich gut eingebet-
tete und politisch klug regulierte Märkte
und Wettbewerb leisten dazu einen wert-
vollen Beitrag. Dafür findet man viele be-
merkenswerte, wenn auch nicht immer
neue Vorschläge, wie mehr Bildungsan-
strengungen für die Kinder gesellschaft-
licher Randgruppen oder eine höhere Be-
steuerung des (Grund-)Vermögens. Aber
über all diesen Reformvorschlägen lastet
eine düstere Gesamtsicht.

Kern der neosozialen Krisenanalyse ist
die demografische Entwicklung und das
niedrige Produktivitätswachstum. Sinken-
de Kinderzahlen ziehen sich als Drama
durch das ganze Buch. Sicher ist der Über-
gang zu einer stagnierenden oder schrump-
fenden Bevölkerung mit Anpassungsprob-
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lemen verbunden, aber ist er angesichts
einer insgesamt wachsenden und die öko-
logischen Grundlagen des Planeten ge-
fährdenden Menschenzahl so bedauerlich?
Und woher rührt das schwache Produk-
tivitätswachstum in Deutschland? Hier ist
der Blick mikroökonomisch verengt und
bleibt es auch weitgehend im gesamten
Buch. Nachfragepolitik wird als »Allmachts-
keynesianismus« verteufelt. »...Schulden-
politik ist keine langfristige Wachstums-
politik«. Welche sonst? Wachstum im Ka-
pitalismus ist primär schuldengetrieben. Es
ist nur eine Frage, wer sich verschuldet und
worin investiert wird. Unternehmen, die
sich verschulden, um mehr Produktions-
kapazitäten zu schaffen,oder Haushalte,die
Kredite für die Bildung ihrer Kinder auf-
nehmen, betreiben Wachstumspolitik.Aber
wenn diese Akteure zuerst Fehlinvestitio-
nen (in spekulative Finanzmarktproduk-
te) machen und es danach (in der Krise)
unterlassen (müssen?), sich zu verschulden
und zu investieren, sondern lieber sparen,
dann sollte es der Staat tun. Denn vor al-
lem Investitionen in Sach- und Human-
kapital treiben das Produktivitätswachs-
tum.

Die neosozialen Autoren haben sich
dagegen schon weitgehend mit der Wachs-
tumsschwäche abgefunden und sehen im
Zuge des demografischen Wandels große
Probleme auf den Paläosozialstaat zukom-
men. Aber ist die Analyse stimmig? Sehen
wir uns zwei Kernannahmen an:

Die erste Annahme ist bei Sarrazin
(und abgeschwächt bei Börsch-Supan),
dass das Produktivitätswachstum weiter
sinken und jedenfalls 1,5 % nicht über-
schreiten wird. Sarrazin versucht auch, dies
mit einer ökonometrischen Prognose zu
begründen, die den bisherigen Durch-
schnittstrend fortschreibt. Aber ist diese
Entwicklung in Stein gemeißelt? Ein US-
amerikanischer oder schwedischer Beob-
achter hätte – ausgehend von den Daten bis
1995 – wohl ebenfalls erwartet, dass das
Produktivitätswachstum immer weiter zu-

rückgeht. Die Wachstumsraten lagen in
den USA 1970-80 bei 1,55 % und 1980-
1995 bei 1,33 %, stiegen aber danach auf
über 2 %. In Schweden war der Abstieg
ähnlich von 2,27 % 1970-80 auf 1,24 %
1980-95, um anschließend deutlich über
2 % zu steigen. In Deutschland waren die
Raten in den entsprechenden Perioden
noch deutlich höher (3,7 % bzw. 2,4 %), um
anschließend allerdings weiter zu fallen.
Aber die Beispiele der USA und Schweden
zeigen, dass ein solcher Trend umkehrbar
ist, und zwar auf sehr unterschiedlichen
Wegen. Eine Modellrechnung im Auftrag
der FES hat diese Möglichkeit auch für
Deutschland nachweisen können.

Die zweite Annahme ist, dass bei einem
so niedrigen Produktivitätswachstum die
Renten nicht mehr zu finanzieren seien
(Börsch-Supan). Aber im gleichen Band
zeigt die Rechnung von Sarrazin, dass das
reale Prokopfeinkommen bei gleichen
Annahmen weiter steigt – wenn auch lang-
sam. Solange aber das Prokopfeinkommen
real zunimmt, können auch die Renten
steigen, ohne dass das Einkommen der
Aktiven sinken muss. Dazu müssen die
Aktiven zwar einen wachsenden Teil ihres
Einkommens abgeben, aber dieses Vertei-
lungsproblem ist kein Nullsummenspiel,
also grundsätzlich lösbar. Eine andere
Rechnung macht das ebenfalls klar: Auch
ein Wachstum von nur 1,5 % verdoppelt
das BIP in 50 Jahren und kompensiert eine
Änderung des Verhältnisses Erwerbstätige
zu Gesamtbevölkerung von ca. 0,5 heute
auf ca. 0,3 bis 2050 durchaus.

Mikroökonomisch verengt

Allerdings darf dabei der Arbeitsinput
nicht zusätzlich stark sinken, indem die
Erwerbsquote zurückgeht oder die Ar-
beitslosigkeit steigt. Aber auch bei der Ar-
beitsmarktpolitik sind die vorgestellten
Konzepte mikroökonomisch verengt. Der
Autor des diesbezüglichen Beitrags (Hil-
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mar Schneider) setzt allein auf Anreize,
Arbeitslose zur Erwerbsarbeit zu bewegen
ohne zu fragen, wo diese Arbeitsplätze ent-
stehen sollen. Er vertraut einer Art Say-
schem Theorem des Arbeitsmarktes, bei
dem das Angebot sich die Nachfrage
schafft. Dabei trifft der Satz des Heraus-
gebers »Staatlich fixierte Mindestlöhne
verändern …keine Arbeitsmarktknapp-
heiten« auf die Anreizpolitik noch mehr
zu als auf die Mindestlöhne, die immerhin
die Chance einer höheren Nachfrage bie-
ten. Für Schneider sind es aber anschei-
nend nur die Anreize, nie die Konjunktur,
die das Beschäftigungsniveau bestimmen.
In der Rezession 2001-2005 war das Sozial-
system am Beschäftigungsabbau schuld
und offensichtlich nicht die Krise. Es wäre

spannend zu sehen, wie der jetzt kommen-
de Anstieg der Arbeitslosigkeit interpre-
tiert werden wird.

Fassen wir zusammen: Dieses Buch hat
den Anspruch auf eine neue Mitte sprach-
lich innovativ verpackt, aber der Inhalt
bleibt hinter den selbst gesteckten Zielen
zurück.Da bleibt für die Konzeptionierung
einer neosozialen Politik noch viel zu tun.
Aber wer sich der Suche nach einem drit-
ten Weg (so hieß das vor zwölf Jahren)
widmen will, dem schadet es auch nicht,
mit Ulrich Pfeiffers Buch anzufangen, um
in der Auseinandersetzung damit den Fort-
schritt zu suchen.

Ulrich Pfeiffer (Hg.): Eine neosoziale Zu-
kunft. VS-Verlag, Wiesbaden 2010, 242 S.,
€ 24,90.
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»Wenn ich zu wählen hätte zwischen ei-
nem Land mit einer Regierung, aber ohne
Zeitung, und einem Land mit Zeitung, aber
ohne Regierung, dann würde ich mich für
das Land ohne Regierung entscheiden.« –
Dieses Zitat ist von dem Mann, aus dessen
Feder die amerikanische Unabhängigkeits-
erklärung stammt, Thomas Jefferson (1743-
1826). Heutzutage können wir diesem Ge-
danken höchstens ein Schmunzeln abge-
winnen, aber damals wie heute sind Zei-
tungen das Scharnier zwischen Gesell-
schaft und Demokratie. Der öffentliche
Diskurs ist die Voraussetzung für eine ge-
sellschaftliche Verständigung in einer im-
mer komplexeren Welt. Die Zeitungen sind
– jenseits der Funktion der Parteien – bis-
her die Plattform für diesen aristotelischen
Verständigungsprozess.

Aber sie schwächeln mehr und mehr
ökonomisch. In Deutschland haben wir

immer noch die höchste Dichte an selbst-
ständigen Zeitungen pro Einwohner in der
Welt, doch auch hier gab es Konsolidierun-
gen in den letzten Jahren. Selbst Flagg-
schiffe wie die Süddeutsche Zeitung und die
Frankfurter Allgemeine Zeitung haben er-
hebliche ökonomische Probleme. Von den
Wirtschaftszeitungen Handelsblatt und Fi-
nancial Times Deutschland und den Wirt-
schaftsmagazinen Capital, Manager Maga-
zin und Wirtschaftswoche ganz zu schwei-
gen. Das Massenblatt Bild hat seit Jahren
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